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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1989 Ausgegeben am 28. Juli 1989 151. Stück

372. Bundesgesetz: Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, des Beamten-Dienstrechtsge-
setzes 1979, des Gehaltsgesetzes 1956 und des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
(NR: GP XVII RV 980 AB 995 S. 109. BR: AB 3724 S. 518.)

373. Bundesgesetz: Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983
(NR: GP XVII IA 246/A AB 993 S. 109. BR: AB 3725 S. 518.)

374. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen
(NR: GP XVII RV 966 AB 1032 S. 110. BR: AB 3726 S. 518.)

372. Bundesgesetz vom 28. Juni 1989, mit
dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz
1984, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979,
das Gehaltsgesetz 1956 und das Vertragsbe-

dienstetengesetz 1948 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 603/1988, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 13 wird angefügt:

„(3) Die. Erklärung nach Abs. 1 kann vom Lan-
deslehrer bis spätestens einen Monat vor ihrem
Wirksamwerden widerrufen werden. Diese Frist
erhöht sich auf drei Monate für Inhaber von Leiter-
stellen gemäß § 24 Abs. 1, die gemäß § 26 neu aus-
zuschreiben sind. Ein späterer Widerruf wird nur
wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich
zugestimmt hat."

2. § 27 Abs. 1 Z 1 lautet:

„1. einer Volksschule ist er von dem der Schule
zugewiesenen Lehrer, der der Verwendungs-
gruppe L 2a 1 oder L 2a 2 angehört und den
frühesten Vorrückungsstichtag aufweist, zu
vertreten;"

3. Am Ende des § 37 Abs. 2 Z 4 wird der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt; dem § 37 Abs. 2 wird
angefügt:

„5. Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder
2 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1970"

4. Dem § 55 Abs. 4 wird angefügt:

„Landeslehrerinnen führen diese Amtstitel in der
weiblichen Form."

5. Im § 62 Abs. 2 Z 4 wird die Zitierung „im
Sinne des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/
1974," durch die Zitierung „im Sinne des Schulun-
terrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986," ersetzt.

6. § 86 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich
der Reisegebühren und der Gebühren für Zeugen,
Sachverständige und Dolmetscher sind von Amts
wegen zu tragen, wenn

1. das Verfahren eingestellt,
2. der Landeslehrer freigesprochen oder
3. gegen den Landeslehrer eine Disziplinarverfü-

gung erlassen
wird."

7. § 93 Abs. 3 lautet:

„(3) Im Verhandlungsbeschluß ist dem Beschul-
digten die Zusammensetzung des Senates ein-
schließlich allfälliger Ersatzmitglieder bekanntzu-
geben. Der Beschuldigte hat das Recht, binnen
einer Woche nach Zustellung des Verhandlungsbe-
schlusses ein Mitglied des Senates ohne Angabe
von Gründen abzulehnen; sofern der Senat aus
mehr als drei Mitgliedern besteht, dürfen jedoch
zwei Mitglieder des Senats abgelehnt werden. Auf
Verlangen des Beschuldigten dürfen bei der münd-
lichen Verhandlung bis zu drei Landeslehrer als
Vertrauenspersonen anwesend sein. Die mündliche
Verhandlung ist ansonsten nicht öffentlich.
Erscheint der Beschuldigte trotz ordnungsgemäß
zugestellter Ladung unentschuldigt nicht zur
mündlichen Verhandlung, so kann diese in seiner
Abwesenheit durchgeführt werden."

8. Dem § 93 wird angefügt:

„(13) Über die mündliche Verhandlung ist eine
vom Vorsitzenden zu unterfertigende Verhand-
lungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor der Beratung
des Senates zu verlesen, wenn die Parteien nicht
darauf verzichtet haben. Wird gegen die Aufnahme

12 262



2766 151. Stück — Ausgegeben am 28. Juli 1989 — Nr. 372

der Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf
Schallträger kein Einwand erhoben, so ist dies
zulässig. Vor der Beratung des Senates ist die in
Kurzschrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu
verlesen oder es ist die Aufnahme des Schallträgers
wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf ver-
zichtet haben. Aufnahmen in Kurzschrift oder auf
Schallträger sind spätestens binnen einer Woche in
Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger ist min-
destens drei Monate ab der Übertragung aufzube-
wahren.

(14) Einwendungen wegen behaupteter Unvoll-
ständigkeit oder Unrichtigkeit der Verhandlungs-
schrift sind bis spätestens unmittelbar nach der Ver-
lesung (Wiedergabe) zu erheben. Wenn den Ein-
wendungen nicht Rechnung getragen wird, sind
diese in die Verhandlungsschrift als Nachtrag auf-
zunehmen. Die Verkündung des Erkenntnisses
gemäß Abs. 12 ist am Ende der Verhandlungs-
schrift zu protokollieren. Auf die Verhandlungs-
schrift ist § 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 AVG
1950 nicht anzuwenden.

(15) Über die Beratungen des Senates ist ein
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsit-
zenden zu unterfertigen ist."

9. § 99 erhält die Absatzbezeichnung „(1)". Dem
§ 99 wird angefügt:

„(2) Im Falle des Todes des Landeslehrers oder
seines Austrittes aus dem Dienstverhältnis erlischt
die Vollziehbarkeit der Disziplinarstrafe."

10. § 120 lautet:

„§ 120. Der Unterricht in der verbindlichen
Übung „Lebende Fremdsprache" an Volksschulen
ist für Lehrer der Verwendungsgruppe L 2a 1 oder
einer niedrigeren Verwendungsgruppe auf das Aus-
maß der Lehrverpflichtung gemäß § 48 nicht anzu-
rechnen, sofern eine Vergütung gemäß Artikel XII
der 41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/
1983, zusteht."

11. Nach § 121 wird eingefügt:

„§ 121 a. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Dies
gilt jedoch nicht für die in den §§ 118 und 122 ent-
haltenen Zitierungen.

(2) § 106 Abs. 2 wird durch Abs. 1 nicht
berührt."

12. § 123 Abs. 4 lautet:

„(4) § 120 tritt mit Ablauf des 31. August 1991
außer Kraft."

13. In der Anlage werden dem Artikel II Abschnitt 2 „VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2" folgende
Z 3 und 4 angefügt:

„Verwendung:

3. Lehrer an Volksschulen

Erfordernis:

(1) Lehramtsprüfung an einer Pädagogischen
Akademie nach Absolvierung eines sechssemestri-
gen Studienganges für das Lehramt an Volksschu-
len gemäß § 119 des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 365/1982.

(2) Das Erfordernis des Abs. 1 wird ersetzt durch
a) Lehramtsprüfung für Volksschulen an einer

Pädagogischen Akademie nach Absolvierung
eines viersemestrigen Studienganges für das
Lehramt an Volksschulen gemäß § 119 des
Schulorganisationsgesetzes in der vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 365/1982 geltenden Fassung oder Lehr-
befähigung für Volksschulen, gemeinsam mit

b) Zusatzausbildung und -prüfung über die
Bereiche
aa) „Lebende Fremdsprache" und
bb) „Vorschulstufe" oder „Allgemeine Son-

derpädagogik"
im Ausmaß des Lehrstoffes im Lehrplan der
Pädagogischen Akademien (Studiengang für
das Lehramt an Volksschulen gemäß Verord-
nung des Bundesministers für Unterricht,
Kunst und Sport BGBl. Nr. 17/1986).
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(3) Der erfolgreiche Abschluß von Studienveran-
staltungen, die spätestens zu Beginn des Sommerse-
mesters 1989 begonnen haben und spätestens bis
zum Ende des Schuljahres 1988/89 abgeschlossen
worden sind, in den Bereichen

aa) „Lebende Fremdsprache" und
bb) „Vorschulstufe" oder „Allgemeine Sonder-

pädagogik"
an Pädagogischen Akademien und Pädagogischen
Instituten in einem dem Abs. 2 lit. b entsprechenden
Ausmaß ersetzt das betreffende Ernennungserfor-
dernis des Abs. 2 lit. b.

4. Religionslehrer an Volksschulen (1) Lehramtsprüfung an einer Religionspädago-
gischen Akademie nach Absolvierung eines sechsse-
mestrigen Studienganges für das Lehramt an
Volksschulen im Sinne des § 119 des Schulorgani-
sationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982
oder
der Abschluß der theologischen Hochschulstudien
im Sinne des § 35 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes.

(2) Das Erfordernis des Abs. 1 wird ersetzt durch
a) Lehramtsprüfung an einer Religionspädago-

gischen Akademie nach Absolvierung eines
viersemestrigen Studienganges für das Lehr-
amt an Volksschulen im Sinne des § 119 des
Schulorganisationsgesetzes in der vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 365/1982 geltenden Fassung
oder
die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule und die der Verwen-
dung entsprechende Lehrbefähigung

gemeinsam mit
b) Zusatzausbildung und -prüfung über ergän-

zende Bereiche zur Ausbildung zum Reli-
gionslehrer an Volksschulen gemäß lit. a in
einem der Z 3 Abs. 2 lit. b vergleichbaren
Ausmaß.

(3) Der erfolgreiche Abschluß von Studienveran-
staltungen, die spätestens zu Beginn des Sommerse-
mesters 1989 begonnen haben und spätestens bis
zum Ende des Schuljahres 1988/89 abgeschlossen
worden sind, in den ergänzenden Bereichen gemäß
Abs. 2 lit. b an Religionspädagogischen Akademien
und Religionspädagogischen Instituten in einem
dem Abs. 2 lit. b entsprechenden Ausmaß ersetzt
das betreffende Ernennungserfordernis des Abs. 2
lit. b."

14. In der Anlage lautet Artikel II Abschnitt 3 „VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 1"

a) in der linken Spalte:

„Lehrer an Volksschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Lehrgängen und hauswirtschaft-
lichen Berufsschulen, soweit sie nicht die Erfordernisse für die Verwendungsgruppe L 2a 2 oder für eine
höhere Verwendungsgruppe erfüllen.",
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b) Z 1 in der rechten Spalte:

„1. Bei Religionslehrern durch die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung an einer höheren Schule und
die der Verwendung entsprechende Lehrbefähigung;"

Artikel II

Für die Zeit vom 1. September 1988 bis zum 31. Dezember 1991 wird das Landeslehrer-Dienstrechts-
gesetz 1984 wie folgt geändert:

In der Anlage lautet Artikel II Abschnitt 2 „VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2" Z 3 und 4:

„3. Lehrer an Volksschulen Lehramtsprüfung an einer Pädagogischen Aka-
demie nach Absolvierung eines sechssemestrigen
Studienganges für das Lehramt an Volksschulen
gemäß § 119 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982.

4. Religionslehrer an Volksschulen Lehramtsprüfung an einer Religionspädagogi-
schen Akademie nach Absolvierung eines sechsse-
mestrigen Studienganges für das Lehramt an
Volksschulen im Sinne des § 119 des Schulorgani-
sationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982
oder
der Abschluß der theologischen Hochschulstudien
im Sinne des § 35 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes."

Artikel III

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 346/1989, wird wie folgt geändert:

1. In der Anlage 1 Abschnitt 24 „VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2" werden folgende Z 7 und 8
angefügt:

Verwendung:

„24.7. Lehrer an Volksschulen

Erfordernis:

(1) Lehramtsprüfung an einer Pädagogischen
Akademie nach Absolvierung eines sechssemestri-
gen Studienganges für das Lehramt an Volksschu-
len gemäß § 119 des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 365/1982.

(2) Das Erfordernis des Abs. 1 wird ersetzt durch
a) Lehramtsprüfung für Volksschulen an einer

Pädagogischen Akademie nach Absolvierung
eines viersemestrigen Studienganges für das
Lehramt an Volksschulen gemäß § 119 des
Schulorganisationsgesetzes in der vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 365/1982 geltenden Fassung oder Lehr-
befähigung für Volksschulen, gemeinsam mit

b) Zusatzausbildung und -prüfung über die
Bereiche
aa) „Lebende Fremdsprache" und
bb) „Vorstufe" oder „Allgemeine Sonder-

pädagogik"
im Ausmaß des Lehrstoffes im Lehrplan der
Pädagogischen Akademien (Studiengang für
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das Lehramt an Volksschulen gemäß Verord-
nung des Bundesministers für Unterricht,
Kunst und Sport BGBl. Nr. 17/1986).

(3) Der erfolgreiche Abschluß von Studienveran-
staltungen, die spätestens zu Beginn des Sommerse-
mesters 1989 begonnen haben und spätestens bis
zum Ende des Schuljahres 1988/89 abgeschlossen
worden sind, in den Bereichen

aa) „Lebende Fremdsprache" und
bb) „Vorschulstufe" oder „Allgemeine Sonder-

pädagogik"
an Pädagogischen Akademien und Pädagogischen
Instituten in einem dem Abs. 2 lit. b entsprechenden
Ausmaß ersetzt das betreffende Ernennungserfor-
dernis des Abs. 2 lit. b.

24.8. Religionslehrer an Volksschulen (1) Lehramtsprüfung an einer Religionspädago-
gischen Akademie nach Absolvierung eines sechsse-
mestrigen Studienganges für das Lehramt an
Volksschulen im Sinne des § 119 des Schulorgani-
sationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982
oder
der Abschluß der theologischen Hochschulstudien
im Sinne des § 35 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes.

(2) Das Erfordernis des Abs. 1 wird ersetzt durch
a) Lehramtsprüfung an einer Religionspädago-

gischen Akademie nach Absolvierung eines
viersemestrigen Studienganges für das Lehr-
amt an Volksschulen im Sinne des § 119 des
Schulorganisationsgesetzes in der vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 365/1982 geltenden Fassung
oder
die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule und die der Verwen-
dung entsprechende Lehrbefähigung

gemeinsam mit
b) Zusatzausbildung und -prüfung über ergän-

zende Bereiche zur Ausbildung zum Reli-
gionslehrer an Volksschulen gemäß lit. a in
einem der Z 3 Abs. 2 lit. b vergleichbaren
Ausmaß.

(3) Der erfolgreiche Abschluß von Studienveran-
staltungen, die spätestens zu Beginn des Sommerse-
mesters 1989 begonnen haben und spätestens bis
zum Ende des Schuljahres 1988/89 abgeschlossen
worden sind, in den ergänzenden Bereichen gemäß
Abs. 2 lit. b an Religionspädagogischen Akademien
und Religionspädagogischen Instituten in einem
dem Abs. 2 lit. b entsprechenden Ausmaß ersetzt
das betreffende Ernennungserfordernis des Abs. 2
lit. b."

2. In der Anlage 1 Z 25.1.

a) lautet die linke Spalte:

„25.1. Lehrer an Volksschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Lehrgängen, Berufs-
schulen, mittleren und höheren Schulen und Akademien sowie an land- und forstwirtschaftlichen berufs-
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pädagogischen Lehranstalten, soweit sie nicht die Erfordernisse für die Verwendungsgruppe L 2a 2 oder
für eine höhere Verwendungsgruppe erfüllen"

b) entfällt in der rechten Spalte die lit. a.

Artikel IV

Für die Zeit vom 1. September 1988 bis zum 31. Dezember 1991 wird das Beamten-Dienstrechtsge-
setz 1979 wie folgt geändert:

In der Anlage 1 Abschnitt 24 „VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2" werden folgende Z 7 und 8
angefügt:

Verwendung:

„24.7. Lehrer an Volksschulen

Erfordernis:

Lehramtsprüfung an einer Pädagogischen Aka-
demie nach Absolvierung eines sechssemestrigen
Studienganges für das Lehramt an Volksschulen
gemäß § 119 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982.

24.8. Religionslehrer an Volksschulen Lehramtsprüfung an einer Religionspädagogi-
schen Akademie nach Absolvierung eines sechsse-
mestrigen Studienganges für das Lehramt an
Volksschulen im Sinne des § 119 des Schulorgani-
sationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1982
oder
der Abschluß der theologischen Hochschulstudien
im Sinne des § 35 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes."

Artikel V

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 344/
1989, wird wie folgt geändert:

Dem § 64 wird folgender § 64 a angefügt:

„Einstufung in die Verwendungsgruppe L 2a 2 in
bestimmten Fällen

§ 64 a. (1) Erfüllt ein Lehrer an Volksschulen die
für Lehrer an Volksschulen der Verwendungs-
gruppe L 2a 2 vorgesehenen Ernennungserforder-
nisse nicht gemäß

1. Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 3 Abs. 1 des
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, son-
dern lediglich gemäß Anlage Artikel II
Abschnitt 2 Z 3 Abs. 2 (allenfalls in Verbin-
dung mit Z 3 Abs. 3) des Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1984 oder

2. Anlage 1 Z 24.7 Abs. 1 BDG 1979, sondern
lediglich gemäß Anlage 1 Z 24.7 Abs. 2 (allen-
falls in Verbindung mit Z 24.7 Abs. 3) BDG
1979,

so gebühren ihm die Gehaltsstufe und der Vorrük-
kungstermin, die sich ergeben würden, wenn er die
Zeit, die für die Vorrückung in der Verwendungs-
gruppe L 2a 1 maßgebend war oder wäre, in dem
Ausmaß in der neuen Verwendungsgruppe L 2a 2

zurückgelegt hätte, um das diese Zeit einen Zeit-
raum von zwei Jahren übersteigt.

(2) Erfüllt ein Religionslehrer an Volksschulen
die für Religionslehrer an Volksschulen der Ver-
wendungsgruppe L 2a 2 vorgesehenen Ernennungs-
erfordernisse nicht gemäß

1. Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 4 Abs. 1 des
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, son-
dern lediglich gemäß Anlage Artikel II
Abschnitt 2 Z 4 Abs. 2 (allenfalls in Verbin-
dung mit Z 4 Abs. 3) des Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1984 oder

2. Anlage 1 Z 24.8 Abs. 1 BDG 1979, sondern
lediglich gemäß Anlage 1 Z 24.8 Abs. 2 (allen-
falls in Verbindung mit Z 24.8 Abs. 3) BDG
1979,

so gebühren ihm die Gehaltsstufe und der Vorrük-
kungstermin, die sich ergeben würden, wenn er die
Zeit, die für die Vorrückung in der Verwendungs-
gruppe L 2a 1 maßgebend war oder wäre, in dem
Ausmaß in der neuen Verwendungsgruppe L 2a 2
zurückgelegt hätte, um das diese Zeit einen Zeit-
raum von zwei Jahren übersteigt."

Artikel VI

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
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BGBl. Nr. 345/1989, wird wie folgt geändert:

Nach § 42 wird folgender § 42 a eingefügt:

„Einreihung in die Entlohnungsgruppe 1 2a 2 in
bestimmten Fällen

§ 42 a. § 64 a des Gehaltsgesetzes ist auf Lehrer
an Volksschulen und Religionslehrer an Volksschu-
len des Entlohnungsschemas I L der Entlohnungs-
gruppe 1 2a 2 mit der Maßgabe anzuwenden, daß
an die Stelle der angeführten Verwendungsgruppen
die gemäß § 40 Abs. 2 entsprechenden Entloh-
nungsgruppen treten."

Artikel VH

(1) Lehrern an Volksschulen der Verwendungs-
gruppe L 2a 1, die die Ernennungserfordernisse für
die Verwendungsgruppe L 2a 2 gemäß Anlage Arti-
kel II Abschnitt 2 Z 3 LDG 1984 oder gemäß
Anlage 1 Z 24.7 Abs. 1 BDG 1979 erfüllen, gebührt
eine Ergänzungszulage im Ausmaß des Unter-
schiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstzulage gemäß Art. XII
der 41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/
1983) und dem Gehalt eines Lehrers der Verwen-
dungsgruppe L 2a 2 in derselben Gehaltsstufe.

(2) Religionslehrern an Volksschulen der Ver-
wendungsgruppe L 2a 1, die die Ernennungserfor-
dernisse für die Verwendungsgruppe L 2ä 2 gemäß
Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 4 LDG 1984 oder
gemäß Anlage 1 Z 24.8 Abs. 1 BDG 1979 erfüllen,
gebührt eine Ergänzungszulage im Ausmaß des
Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt und
dem Gehalt eines Lehrers der Verwendungsgruppe
L 2a 2 in derselben Gehaltsstufe.

Artikel VIII

(1) Lehrern an Volksschulen des Entlohnungs-
schemas I L der Entlohnungsgruppe 1 2a 1, die die
Ernennungserfordernisse für die Verwendungs-
gruppe L 2a 2 gemäß Anlage Artikel II Abschnitt 2
Z 3 LDG 1984 oder gemäß Anlage 1 Z 24.7 Abs. 1
BDG 1979 erfüllen, gebührt eine Ergänzungszu-
lage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen
ihrem Monatsentgelt (einschließlich einer allfälli-
gen Dienstzulage gemäß Art. VII der 34. Vertrags-
bedienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 657/1983)
und dem Monatsentgelt eines Lehrers der Entloh-
nungsgruppe 1 2a 2 in derselben Entlohnungsstufe.

(2) Religionslehrern an Volksschulen des Entloh-
nungsschemas I L der Entlohnungsgruppe l 2a 1,
die die Ernennungserfordernisse für die Verwen-
dungsgruppe L 2a 2 gemäß Anlage Artikel II
Abschnitt 2 Z 4 LDG 1984 oder gemäß Anlage 1
Z 24.8 Abs. 1 BDG 1979 erfüllen, gebührt eine
Ergänzungszulage im Ausmaß des Unterschiedsbe-
trages zwischen ihrem Monatsentgelt und dem
Monatsentgelt eines Lehrers der Entlohnungs-
gruppe 1 2a 2 in derselben Entlohnungsstufe.

Artikel IX

(1) Lehrern an Volksschulen des Entlohnungs-
schemas II L der Entlohnungsgruppe 1 2a 1, die die
Ernennungserfordernisse für die Verwendungs-
gruppe L 2a 2 gemäß Anlage Artikel II Abschnitt 2
Z 3 LDG 1984 oder gemäß Anlage 1 Z 24.7 Abs. 1
BDG 1979 erfüllen, gebührt eine Ergänzungszu-
lage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen
ihrer Jahresentlohnung und der Jahresentlohnung
in der Entlohnungsgruppe 1 2a 2.

(2) Religionslehrern an Volksschulen des Entloh-
nungsschemas II L der Entlohnungsgruppe 1 2a 1,
die die Ernennungserfordernisse für die Verwen-
dungsgruppe L 2a 2 gemäß Anlage Artikel II
Abschnitt 2 Z 4 LDG 1984 oder gemäß Anlage 1
Z 24.8 Abs. 1 BDG 1979 erfüllen, gebührt eine
Ergänzungszulage im Ausmaß des Unterschiedsbe-
trages zwischen ihrer Jahresentlohnung und der
Jahresentlohnung in der Entlohnungsgruppe 1 2a 2.

Artikel X

Ergänzungszulagen gemäß Artikel VII, VIII und
IX treten an die Stelle allfälliger Dienstzulagen, die
in einem Unterschiedsbetrag zwischen dem Gehalt
(Monatsentgelt) der Verwendungs(Entloh-
nungs)gruppe L 2a 1 (l 2a 1) und dem Gehalt
(Monatsentgelt) der Verwendungs(Entloh-
nungs)gruppe L 2a 2 (1 2a 2) bemessen sind.

Artikel XI

(1) Die Ernennung eines Lehrers an Volksschu-
len der Verwendungsgruppe L 2a 1 in die Verwen-
dungsgruppe L 2a 2 kann frühestens mit Wirkung
vom 1. Jänner 1992 erfolgen, wenn dieser Lehrer
die für diese Verwendungsgruppe vorgesehenen
Erfordernisse

1. gemäß Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 3
Abs. 2 (allenfalls in Verbindung mit Z 3
Abs. 3) des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
1984 in der Fassung des Art. I oder

2. gemäß Anlage 1 Z 24.7 Abs. 2 (allenfalls in
Verbindung mit Z 24.7 Abs. 3) BDG 1979 in
der Fassung des Art. III

erfüllt.

(2) Die Ernennung eines Religionslehrers an
Volksschulen der Verwendungsgruppe L 2a 1 in
die Verwendungsgruppe L 2a 2 kann frühestens mit
Wirkung vom 1. Jänner 1992 erfolgen, wenn dieser
Lehrer die für diese Verwendungsgruppe vorgese-
henen Erfordernisse

1. gemäß Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 4
Abs. 2 (allenfalls in Verbindung mit Z 4
Abs. 3) des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
1984 in der Fassung des Art. I oder

2. gemäß Anlage 1 Z 24.8 Abs. 2 (allenfalls in
Verbindung mit Z 24.8 Abs. 3) BDG 1979 in
der Fassung des Art. III

erfüllt.



2772 151. Stück - Ausgegeben am 28. Juli 1989 - Nr. 373

(3) Für die in der Anlage Artikel II Abschnitt 2
2 3 Abs. 2 lit. b und Z 4 Abs. 2 lit. b des Landesleh-
rer-Dienstrechtsgesetzes 1984 und in der Anlage 1
2 24.7 Abs. 2 lit. b und 2 24.8 Abs. 2 lit. b BDG
1979 vorgesehenen Ergänzungsstudien an einem
Pädagogischen Institut, Religionspädagogischen
Institut, an einer Pädagogischen Akademie oder
Religionspädagogischen Akademie (einschließlich
der Ablegung der 2usatzprüfungen aus diesen
Ergänzungsstudien) hat der Lehrer bei der Anmel-
dung einen Beitrag von 400 S zu leisten. Für die
Teilnahme an den genannten Studienveranstaltun-
gen stehen dem Lehrer keine Reisegebühren zu.

Artikel XII

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I 2 10 und 14, Art. II, Art. III 2 2,

Art. IV und Art. VII bis X mit 1. September
1988,

2. Art. I 2 13, Art. III 2 1, Art. V, VI und XI mit
1. Jänner 1992 und

3. die übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes mit dem Tag nach Ablauf des Tages
der Kundmachung im Bundesgesetzblatt.

(2) Hinsichtlich der Art. I und Art. II und —
soweit er Landeslehrer betrifft — des Art. XI ist
mit der Wahrnehmung der dem Bund nach Art. 14
Abs. 8 B-VG zustehenden Rechte der Bundesmini-
ster für Unterricht, Kunst und Sport betraut.

(3) Mit der Vollziehung der Art. III bis X und —
soweit er Bundeslehrer betrifft — des Art. XI ist die
Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim

Vranitzky

373. Bundesgesetz vom 28. Juni 1989, mit
dem das Schülerbeihilfengesetz 1983 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Artikel II des Schülerbeihilfengesetzes 1983,
BGBl. Nr. 455, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 152/1984, 293/1985, 660/1987 und
378/1988 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 6 tritt an die Stelle der Wendung
„des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/
1974" die Wendung „des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 472/1986".

2. § 1 Abs. 7 lautet:

„(7) Personen mit fremder Staatsangehörigkeit
oder Staatenlose, deren Eltern in Österreich durch

wenigstens fünf Jahre einkommensteuerpflichtig
waren und in Österreich den Mittelpunkt ihrer
Lebensbeziehungen hatten, werden hinsichtlich der
Gewährung von Beihilfen nach diesem Bundesge-
setz österreichischen Staatsbürgern gleichgehal-
ten."

3. § 4 Abs. 1 lautet:

„(1) Einkommen im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist das Einkommen gemäß §2 Abs. 2 EStG 1988
zuzüglich der sich aus den §§ 5 und 6 ergebenden
Hinzurechnungen."

4. Der in §-4 Abs. 4 angeführte Betrag von
45 000 S wird durch einen Betrag von 47 000 S
ersetzt.

5. § 5 lautet:

„Hinzurechnungen

§ 5. Dem Einkommen nach § 2 Abs. 2 EStG 1988
sind die folgenden Beträge hinzuzurechnen:

1. steuerfreie Bezüge gemäß § 3 Abs. 1 Z 1, Z 2,
Z 3 lit. a, Z 4 lit. a, c, d, f, Z 5, Z 8 bis 12, Z 15,
Z 22 bis 24 und Z 26 sowie Z 25, Z 27 und
Z 28, sofern es sich dabei um wiederkehrende
Leistungen handelt, und §112 2 1 EStG
1988;

2. die Beträge nach den §§ 9, 10, 12, 18 Abs. 1
2 4, Abs. 6 und 7, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31
Abs. 3, 36, 41 Abs. 3, 112 2 5, 2 7 und 2 8
EStG 1988, soweit sie bei der Ermittlung des
Einkommens abgezogen wurden;

3. Sonderunterstützungen nach dem Sonderun-
terstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973, und
die besondere Schulbeihilfe gemäß § 10."

6. § 6 lautet:

„Pauschalierungsausgleich

§ 6. Werden Gewinne nicht nach Führung ord-
nungsmäßiger Bücher oder Aufzeichnungen, son-
dern nach Durchschnittssätzen (§ 17 EStG 1988)
ermittelt, sind diese Einkünfte zu erhöhen. Die
Erhöhung beträgt

1. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft
10% des Einheitswertes des land- und forst-
wirtschaftlichen Vermögens,

2. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft,
für die keine Veranlagung erfolgt, weitere
10% des Einheitswertes des land- und forst-
wirtschaftlichen Vermögens,

3. bei Einkünften aus Gewerbebetrieb 10% die-
ser Einkünfte."

7. § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei der Berechnung der Schulbeihilfe ist von
einem jährlichen Grundbetrag von 11900 S auszu-
gehen."

8. Im § 10 Abs. 1 wird der Betrag „5 800 S"
durch den Betrag „6 200 S" ersetzt.
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9. § 10 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Höchstbetrag der besonderen Schulbei-
hilfe gemäß Abs. 1 erhöht sich bei verheirateten
Schülern, wenn der Ehepartner nicht berufstätig ist,
um 3 200 S, ferner für jedes Kind, für das der Schü-
ler kraft Gesetzes Unterhalt leistet, um 1 070 S."

10. §11 Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heimbei-
hilfe ist von einem jährlichen Grundbetrag von
14000 S auszugehen."

11. § 12 Abs. 2 und 3 lauten:

„(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heim-
beihilfe erhöhen sich um insgesamt 10100 S, wenn

1. die leiblichen Eltern (Wahleltern) des Schü-
lers verstorben sind oder

2. der Schüler eine Schule für Berufstätige
besucht und sich durch eigene Einkünfte im
Sinne dieses Bundesgesetzes zur Gänze selbst
erhält oder

3. der Schüler eine sonstige unter § 1 fallende
Schule besucht und sich vor der ersten Zuer-
kennung einer Schul- oder Heimbeihilfe
durch eigene Einkünfte im Sinne dieses Bun-
desgesetzes vier Jahre zur Gänze selbst erhal-
ten hat oder

4. der Schüler verheiratet ist und weder mit
einem leiblichen Elternteil (Wahlelternteil)
noch mit einem leiblichen Elternteil (Wahlel-
ternteil) seines Ehepartners im gemeinsamen
Haushalt lebt.

(3) Die Grundbeträge für die Schul- und Heim-
beihilfe erhöhen sich weiters um insgesamt
12 700 S, sofern es sich beim Schüler um ein erheb-
lich behindertes Kind im Sinne des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, handelt."

12. § 12 Abs. 4 erster Satz lautet:

„Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbei-
hilfe erhöhen sich weiters um insgesamt 3 400 S,
wenn der Schüler die für die Beurteilung des gün-
stigen Schulerfolges gemäß § 8 maßgebende Schul-
stufe mit Auszeichnung im Sinne der Vorschriften
über die Leistungsbeurteilung für eine Schulstufe
abgeschlossen hat."

13. Im § 12 Abs. 5 Z 2 lautet die Einleitung:

„2. die 15 000 S übersteigende Hälfte".

14. § 12 Abs. 6 lautet:

„(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leibli-
chen Eltern (Wahleltern) beträgt:

für die ersten 47 000 S 0%
für die weiteren 53 000 S 20%
für die weiteren 34 000 S 25%
für die weiteren 34 000 S 35%
für die weiteren Beträge 45%
der Bemessungsgrundlage. Ein negatives Einkom-
men gemäß § 2 Abs. 2 EStG 1988 des einen Eltern-

teiles (Wahlelternteiles) vermindert das Einkom-
men des anderen Elternteiles (Wahlelternteiles)
nicht. Leben die leiblichen Eltern (Wahleltern)
jedoch nicht in Wohngemeinschaft, so beträgt die
zumutbare Unterhaltsleistung die Summe der
zunächst von jedem Eltern(Wahleltern)teil getrennt
zu berechnenden Unterhaltsleistungen; diese
Bestimmung findet keine Anwendung, wenn die
Voraussetzungen des Abs. 7 zutreffen." .

15. § 12 Abs. 8 lautet:

„(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehe-
gatten sind 30 vH des 44 000 S übersteigenden Tei-
les der Bemessungsgrundlage anzusehen."

16. § 12 Abs. 9 lautet:

„(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das
Einkommen der leiblichen Eltern (Wahleltern) des
Schülers, sowie des Ehegatten des Schülers gemäß
§§ 4 bis 6 abzüglich nachstehender Absetzbeträge
für die folgenden Personen, für die entweder der
Schüler, einer seiner leiblichen Elternteile (Wahlel-
ternteile) oder sein Ehegatte kraft Gesetzes Unter-
halt leistet, anzusehen:

1. für jede noch nicht schulpflichtige Person
24 000 S;

2. für jede schulpflichtige Person bis einschließ-
lich zur achten Schulstufe 30 000 S;

3. für jede Person nach Absolvierung der achten
Schulstufe mit Ausnahme der in Z 4 genann-
ten 40 000 S;

4. für jede Person, die nach Absolvierung der
achten Schulstufe eine der im § 1 genannten
Schulen besucht, wenn die Voraussetzungen
des § 11 Abs. 1 zutreffen, sowie für jede Per-
son, die eine der im § 1 Abs. 1 des Studienför-
derungsgesetzes 1983 genannten Anstalten als
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht
oder einem solchen gemäß § 1 Abs. 2 und 3
des genannten Gesetzes gleichgestellt ist,
50000 S;

5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
weitere 20000 S.

Die Absetzbeträge vermindern sich um das
16000 S übersteigende Einkommen dieser Person.
Für den Schüler selbst steht nur dann ein Absetzbe-
trag in der Höhe von 16000 S zu, wenn er zum
Zeitpunkt der Antragstellung das 25. Lebensjahr
überschritten hat und für ihn keine Familienbeihilfe
gewährt wird. Für den zweiten Elternteil ist jeden-
falls ein Absetzbetrag in der Höhe gemäß Z 3 zu
berücksichtigen. Leben die Eltern (Wahleltern)
nicht in Wohngemeinschaft und sind beide kraft
Gesetzes unterhaltspflichtig, so vermindert jeden-
falls die Hälfte der obigen Absetzbeträge das Ein-
kommen jedes Eltern(Wahleltern)teiles. Diese
Bestimmung findet im Falle des Abs. 7 bezüglich
des zur Unterhaltsleistung Verpflichteten keine
Anwendung."
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17. § 12 Abs. 10 lautet:

„(10) Die Bemessungsgrundlage ist zu vermin-
dern:

1. sofern zur Berechnung Einkünfte aus dem
Kalenderjahr 1989 und den Folgejahren her-
angezogen werden, beim Schüler, seinen
Eltern und seinem Ehegatten um jeweils
10000 S;

2. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des Schü-
lers,
a) sofern aus dem Kalenderjahr 1989 und

den Folgejahren Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1
EStG 1988 zur Berechnung herangezogen
werden, um jeweils weitere 20 000 S;

b) sofern nur bei einem Elternteil Einkünfte
im Sinne der 2 1 herangezogen werden,
bei diesem jedoch um weitere 28 000 S;

3. beim Schüler, seinen Eltern und seinem Ehe-
gatten, sofern ausschließlich Einkünfte "aus
nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25
Abs. 1 EStG 1988 zur Berechnung herangezo-
gen werden, jeweils um weitere 15 000 S.

Die Absetzbeträge gemäß 2 2 und 3 dürfen jedoch
die Summe der Einkünfte der jeweiligen Personen
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25
Abs. 1 EStG 1988 nicht überschreiten."

18. §12 Abs. 11 lautet:

„(11) Erhält der Schüler neben der Schul- und
Heimbeihilfe nach diesem Gesetz ein Stipendium
oder eine Schülerbeihilfe von anderer Seite, so ist
die Schul- und Heimbeihilfe nach diesem Gesetz
soweit zu kürzen, daß die Summe der 2uwendun-
gen ohne Anrechnung des Betrages gemäß Abs. 4
die für ihn höchstmögliche Schul- und Heimbei-
hilfe um nicht mehr als 15000 S, bei Bezug nur der
Schul- oder Heimbeihilfe um nicht mehr als
7 500 S übersteigt. Beihilfen auf Grund des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983 sind nicht auf Schul-
und Heimbeihilfen anzurechnen."

19. § 24 erhält die Bezeichnung „§ 25"; als neuer
§ 24 ist nach der Überschrift „Schlußbestimmun-
gen" einzufügen:

„§ 24. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

Artikel II

Sonstige Bezüge gemäß § 67 Abs. 1 EStG 1972 in
der Höhe bis zu 8 500 S sowie steuerfreie 2ulagen
und 2uschläge gemäß § 68 EStG 1972 gelten nicht
als Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes.

Artikel III

Die Berechnung zumutbarer Unterhaltsleistun-
gen auf Grund von Schätzungen des zu erwarten-
den Jahreseinkommens für 1989 gemäß § 3 Abs. 3

des Schülerbeihilfengesetzes 1983 ist nach dem Ein-
kommensteuergesetz 1988 und den Bestimmungen
des Artikels I Z 3, 5, 6 und 17 vorzunehmen.

Artikel IV

Für die Beurteilung der Bedürftigkeit auf Grund
von Einkommen in den Kalenderjahren vor 1989
gelten die §§ 4, 5, 6 und 12 Abs. 10 des Schülerbei-
hilfengesetzes 1983 in der vor Wirksamwerden des
Artikels I 2 3, 5, 6 und 17 geltenden Fassung des
Schülerbeihilfengesetzes 1983 weiterhin.

Artikel V

(1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen in Kraft:

1. Artikel I, Z 1, 2, 6, 16, 18 und 19 mit 1. Sep-
tember 1989,

2. Artikel I, Z 3, 5 und 17 sowie Artikel IV mit
1. Jänner 1990,

3. Artikel I, Z 4 und 7 bis 15 mit 1. September
1990,

4. Artikel II und III mit 1. Jänner 1989.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der Schulen für den medizinisch-
technischen Fachdienst und der Bundeshebammen-
lehranstalten der Bundeskanzler, im übrigen der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport
betraut.

Waldheim

Vranitzky

3 7 4 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1989, mit
dem das Bundesgesetz über technische Stu-

dienrichtungen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über technische Studienrich-
tungen, BGBl. Nr. 290/1969, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 426/1988, wird
wie folgt geändert:

1. Die Überschrift im V. Abschnitt lautet:

„Studium der Architektur an der Akademie der bil-
denden Künste, an der Hochschule für angewandte
Kunst und an der Hochschule für künstlerische und

industrielle Gestaltung"

2. Die Überschrift zu § 15 lautet:

„§ 15. Studium der Architektur an der Hoch-
schule für angewandte Kunst und an der Hoch-
schule für künstlerische und industrielle Gestal-
tung."
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3. §15 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Studium der Architektur an der Hoch-
schule für angewandte Kunst und an der Hoch-
schule für künstlerische und industrielle Gestaltung
besteht aus zwei Studienabschnitten und erfordert
einschließlich der für die Anfertigung der Diplom-
arbeit vorgesehenen Zeit die Inskription von zehn
Semestern."

4. § 15 Abs. 5 vierter Satz lautet:

„Dem Prüfungssenat gehören die Leiter aller
Meisterklassen und Lehrkanzeln der jeweiligen
Hochschule an."

5. Im § 16 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte
„der Akademie der bildenden Künste und an der
Akademie für angewandte Kunst" die Worte „den
in diesem Abschnitt genannten Hochschulen".

6. § 16 Abs. 2 entfällt. Der bisherige Abs. 3 wird
Abs. 2.

7. Im § 16 Abs. 2 und im § 17 Abs. 1 und 2 treten
an die Stelle der Worte „der Akademie der bilden-
den Künste und an der Akademie für angewandte
Kunst" die Worte „den in diesem Abschnitt
genannten Hochschulen".

8. § 18 lautet:

„Studienkommissionen

§ 18. Für die Studienrichtung Architektur an den
im V. Abschnitt genannten Hochschulen sind Stu-
dienkommissionen einzurichten. Für die Studien-
kommission an der Akademie der bildenden Künste
gelten die Bestimmungen der §§ 40 bis 47 des Aka-
demie-Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 25/1988.
Für die Studienkommissionen dieser Studienrich-
tung an der Hochschule für angewandte Kunst und
an der Hochschule für künstlerische und indu-
strielle Gestaltung gelten die Bestimmungen der

§§9 bis 15 des Kunsthochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 187/1983, sinngemäß."

9. Im § 20 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte
„der Akademie der bildenden Künste und an der
Akademie für angewandte Kunst" die Worte „den
im V. Abschnitt genannten Hochschulen".

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1989 in Kraft.

(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes können
bereits mit dem der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes folgenden Tag Verordnungen erlassen
und Beschlüsse gefaßt werden; diese treten jedoch
frühestens mit 1. September 1989 in Kraft.

(3) Im Hinblick auf die Ähnlichkeit der Studien-
richtungen ist vom zuständigen Abteilungskolle-
gium der Hochschule für künstlerische und indu-
strielle Gestaltung in Linz eine gemeinsame Stu-
dienkommission für die Studienrichtung Architek-
tur und die auslaufende Studienrichtung Innenar-
chitektur einzusetzen. Bis zur Einsetzung dieser
gemeinsamen Studienkommission hat die beste-
hende Studienkommission für die Studienrichtung
Innenarchitektur die Aufgaben auch für die Stu-
dienrichtung Architektur wahrzunehmen.

(4) Bei der Zulassung von Studierenden der Stu-
dienrichtung Innenarchitektur und von Absolven-
ten dieser Studienrichtung zum Studium der Archi-
tektur an den im V. Abschnitt genannten Hoch-
schulen künstlerischer Richtung hat der Nachweis
der Hochschulreife gemäß § 6 Abs. 3 lit. a AHStG
zu entfallen.

Waldheim

Vranitzky
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